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28 C 36/18  Amtsgericht  Bremen

Beschluss

In der  Beschwerdesache



Beklagte

ProzessbevoIImächtigter:  Rechtsanw.

Geschäftsz!eichen:  145/18Kjw

hat  die  4. Zivilkammer  des Landgerichts  Bremen  am 14.08.2019  durch  den
Vorsitzenden  Richter  am Landgericht  Kornol,  den Richter  Michel  und  den Richter  am
Landgericht  Rohwer-Kahlmann  beschiossen:

Auf  die  Beschwerden  der  ProzessbevolImächtigten  der
Kläger  und  der  Beklagten  wird  der  Streitwertbeschluss  des
Amtsgerichts  Bremen  vom  07.01.2019  in  Form  des
NichtabhilfebeschIusses  vom  10.07.2019  aufgehoben,

Der  Streitwert  für  die  erste  Instanz  wird  auf

83.966,40  €

festgesetzt.

Die  Entscheidung  ergeht  gerichtsgebührenfrei.
Außergerichtliche  Kosten  werden  nicht  erstattet.

Grüraöe:

Die acis eigenem  Recht  eingelegten  Streitwertbeschwerden  des Klägervertreters  und
des Beklagtenvertreters  sind  gernäß  § 68 GKG,  § 32 Abs.  2 RVG  statthaft,  formgerecht
eingelegt,  mithin  zulässig  und  haben  -  soweit  das  Amtsgericht  in der
NichtabhiIfeentscheidung  den Beschwerden  nicht  abgeholfen  hat  - in der Sache  Erfolg
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Der  Streitwert  war  auf 50 '/ü des  Interesses  aller  Parteien  an der

festzusetzen;  er darf  das  Interesse  der  Kläger  an der  Entscheidung  nicht

und  das  Fünffache  des  Werts  ihres  Interesse  nicht  überschreiten  (§ 49 a

GKG).

Im vorliegenden  Fa!l hatten  die Kläger  sich gegen  zwei  WEG-Beschlüsse  zu Wehr

gesetzt,  nämlich  zum  einen  gegen  die Entscheidung  über  die Bestellung  des  Verwalter

(Grundentscheidung)  und zum  anderen  gegen  die Entscheidung  über  den  Abschluss

des  Verwaltervertrages  (AusgestaItungsentscheidung)

Es handelt  sich bei der  Anfechtung  der  zwei  Beschlüsse  um die Anfechtung  zweier

gesonderter  Punkte,  die zwar  miteinander  zusammen  hängen,  nicht aber  zwingend

miteinander  stehen  und fallen.  Sü  wäre  es denkbar,  dass  die Grundentscheidung

Bestand  hätte  haben  können,  aber  die  Ausgestaltungsentscheidur"ig  aufzuheben

gewesen  wäre.  Auch  der  inhaltliche  Angriff  gegen  den  jeweiligen  -rOP unterscheidet

sich,  so dass  die  Angriffe  gesondert  zu bemessen  sind.  Hinsichtlich  der  Berechnung  der

Einzelangriffe  ist  zur  Vermeidung  unnt5tiger  Wiederholungen  auf  die

Beschwerdebegründung  aus  dem  Schriftsatz  vom  22.01.2019  Bezug  genommen.

Dass  der  Streitwert  in der  Klage  vorläufig  mit,,nur"  5.000,00  € angegeben  worden  ist,

steht  dem  Vorstehenden  nicht  entgegen  und  diesen  Umstand  lässt  die  Kammer

bewusst  unkommentiert.

Die Kostenentscheidung  folgt  aus  § 68 Abs.  3 GKG.

Kornol Michel Rohwer-Kahlinann
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Justizbeschäfiigte

amtin  der Geschäffsstelle  des Landgerichts
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ist hinsichtlich  des  festzusetzenden  Streitwerts  Folgendes  zu beach-

ten:

Die  Bestellung  des  Verwalters  und  der  Abschluss  eines  Verwalterver-

trags  betreffen  nach  absolut  herrschender  Auffassung  verschiedene

Rechtsverhältnisse.  Die Bestellung  des  Verwalters  betriffl  seine  org-

anschafiliche  Stellung  nach  dem  Wohnungseigentumsrecht.  Der

Verwaltervertrag  regelt  die schuldrechtliche  Beziehung  zwischen  dem

Verwalter  und der  Wohnungseigentümergemeinschaft.  Grundsätzlich

entspricht  die Bestellung  des  Verwalters  nur  dann  ordnungsmäßiger

Verwaltung,  wenn  gleichzeitig  mit der Bestellung  die Eckpunkte  des

Verwaltervertrags  -  konkret  Laufzeit  und Vergütung  -  ebenfalls  gere-

gelt  werden  (vgl. BGH, Urteil  vom 27.02.2015  -  V ZR 114/14).  In



.2

"  "  ; !- ( ': /'i N ':'/ fi  I 'T E

diesem  Fall ist es vertretbar  und nachvollziehbar,  wenn  trotz  der  Be-

gründung  unterschiedlicher  Rechtsverhältnisse  von einem  einheitli-

chen  Streitwert  auszugehen  ist, da in diesem  Fall das Rechtsschutz-

interesse  der  Beteiligten  das  Gleiche  sein  dürffe.

Etwas  anderes  gilt dann,  wenn  -  wie im vorliegenden  Fall -  die Ei-

gentümerversammlung  durch  gesonderten  Beschluss  den Verwalter

bestellt  und  die Eckpunkte  zur  Laufzeit  und  Verwaltervergütung  regelt

und in einem  gesonderten  Beschluss  den Abschluss  eines  schriftli-

chen  Verwaltervertrags  als komplexes  Regelwerk  mit einer  Vielzahl

von Ermächtigungen,  Sondervergütungstatbeständen  etc. beschließt.

In diesem  Fall sind  unterschiedliche  Interessen  der  Beteiligten  betrof-

fen und enthalten  die Beschlüsse  völlig  unterschiedliche  Regelungs-

gegenstände.  Dies  gilt  insbesondere  dann,  wenn  der  Beschluss  über

den Abschluss  eines  umfangreichen  schriftlichen  Verwaltervertrags

dezidiert  aus inhaltlichen  Gründen  angegriffen  wird.  Bei dieser  Kons-

tellation  wäre  es denkbar,  dass  das  Gericht  den Beschluss  über  die

reine  Bestellung  nebst  Bestellungszeitraum  und Verwaltervergütung

als ordnungsgemäß  erachtet,  der  Beschluss  über  die inhaltliche  Aus-

gestaltung  des  schriftlichen  Verwaltervertrags  wegen  inhaltlicher  Ver-

stöße  gegen  die AGB-Vorschriften  sowie  Regelung  von Tatbestän-

den,  für welche  die Wohnungseigentümergemeinschaft  keine  Be-

schlusskompetenz  hat, für ungültig  erklärt.  In diesem  Fall würde  der

Beschluss  über  die Verwalterbestellung  nebst  Laufzeit  und Verwal-

tervergütung  bestandskräftig,  demgegenüber  der  Beschluss  über  den

schriftlichen  Verwaltervertrag  für  ungültig  erklärt  werden.

In diesem  Zusammenhang  überreichen  wir  Entscheidungen  des LG

Aurich  vom 11.  11.2010  -  4 S 126/1  0 und  OLG  Celle  vom  04.01.2011
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- 4 W 15/11,  welche  (das OLG Celle  nach  einer  entsprechenden

Streitwertbeschwerde)  für  die Verwalterbestellung  sowie  den  Verwal-

tervertrag  jeweils  gesonderte  Streitwerte  festgesetzt  haben.

Im Ergebnis  sind für  die gesonderten  Beschlüsse  gesonderte  Streit-

werte  festzusetzen.
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